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Antrag 90/I/2020

Beschluss
Annahmemit Änderungen

Leave no one behind – Europäisch, Solidarisch, Menschlich!

Die SPD Bundestagsfraktion, die sozialdemokratischen Minister*innen, der Parteivorstand werden aufgefordert: 

 

Seit Jahren spielt sich eine humanitäre Katastrophe ab: Die europäische Asylpolitik! Eine Polizei, die Menschen, die vor

Flucht, Hunger und Vertreibung fliehen, zusammenschlägt. Europäische Länder, die ihre Grenzen schließen, um Menschen

den Wunsch auf Frieden und Sicherheit zu verwehren. Regierungen, die um die Aufnahme jedes Fluchtsuchenden unsolida-

risch feilschen.

 

Dann Oktober 2015 – Auf einer Insel vor der Küste Griechenlands entsteht das größte Flüchtlingslager in Europa seit dem

Mauerfall. 19.000Menschen leben hier unter unmenschlichen Bedingungen: Mangelnde Versorgung, desaströse hygienische

Bedingungen und Gewalt. Moria war bereits vor der Corona- Zeit Ort tiefer Besorgnis.

 

Das sich mit Corona die ohnehin schon besorgniserregende Situation noch weiter verschlimmert hat, braucht nicht weiter

ausgeführt werden.

 

So verwundert es auch nicht, dass neben Ärzte ohne Grenzen noch 16 weitere NGOs eine sofortige Evakuierung des Lagers

fordern. Die Reaktion der griechischen Regierung ist eine andere: Gerade einmal 500der 19.000Menschenwurden seitMai aus

dem Lager evakuiert.Weiterhin sollen die minderjährigen Geflüchteten zwar Asyl erhalten und können so innerhalb von zwei

bis vier Wochen die Lager verlassen, jedoch müssen sie sofort eine Unterkunft und Arbeit finden, um sich selbst finanzieren

zu können. Unfassbar, wenn man bedenkt, dass es sich umMinderjährige handelt, die die geforderten Sprachen größtenteils

nicht beherrschen, psychisch geschädigt sind und dringend medizinische Versorgung benötigen. Natürlich bedeutet dies für

viele derWeg in die Obdachlosigkeit, illegaler Arbeit oder Prostitution.

 

Und die deutsche Bundesregierung?

Berlin hat angekündigt 300 Menschen aufnehmen zu wollen - Thüringen will weitere 500 unbegleitete Geflüchtete aufneh-

men. Alles scheitert an einer Person: Horst Seehofer. Sein Vetorecht zu den Landesaufnahmeprogrammen begründet er dabei

mit einem„bundeseinheitlichenHandeln“.  Er verweist damit auf Paragraf 23desAufenthaltsgesetzes,wonachdas “Einverneh-

men” desMinisteriums bei Landesaufnahmeprogrammennötig ist, umdie „Wahrung der Bundeseinheitlichkeit“ herzustellen.

Zurecht bezeichnen viele Politiker*innen dieses Vorgehen als Skandal. Denn was soll hier gewahrt bleiben? Die Abschottungs-

politik? Ein einheitliches inhumanes Vorgehen gegen Geflüchtete?

 

Der Fall Moria ist ein trauriger Höhepunkt einer seit Jahren andauernden rassistischen Asylpolitik. Diese muss durchbrochen

werden.

 

Wir bleiben dabei, dass Menschen die vor Krieg, Hunger oder Verfolgung fliehen, selbstverständlich geholfen werden muss.

Menschen gehören nicht in eingezäunte Lager.
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Wir fordern deshalb:

• dass der SPDParteivorstand,Bundesparteitag, die SPD-Bundestagsfraktion sowiedie SPD-Regierungsmitglieder dasVor-

gehen des Bundesinnenministers verurteilen und darauf hinwirken, dass es den deutschen Bundesländern erlaubt wird,

Landesaufnahmeprogramme für die Geflüchteten auf Lesbos aufzustellen.

• dass sich SPD Parteivorstand, die SPD-Bundestagsfraktion, die SPD-Regierungsmitglieder, dafür einsetzen, auf eine ge-

rechte und gleichmäßige Verteilung der Geflüchteten hinzuwirken. Gerade Deutschland muss mit seiner historischen

Verantwortung, die humanitäre Hilfe als Selbstverständlichkeit begreifen und es als Pflicht ansehen, notleidendenMen-

schen zu helfen

• die S&D-Fraktion im Europäischen Parlament, den Vorsitzenden des Rates für Allgemeine Angelegenheiten und deren

sozialdemokratischen Mitgliedern sowie die sozialdemokratischen Regierungen Europas auf, sich für eine eine dezen-

trale Unterbringung der Geflüchteten einzusetzen. Dass ein solches Lager überhaupt in Europa existiert, kann wahrlich

als Schande bezeichnet werden.

• die S&D-Fraktion imEuropäischenParlament, denVorsitzendendesRates fürAllgemeineAngelegenheitenundderen so-

zialdemokratischen Mitgliedern sowie die sozialdemokratischen Regierungen Europas auf, sich dafür einzusetzen, dass

das europäische Asylrecht dahingehend umgestaltet wird, dass bereits unbegleiteteminderjährige Geflüchtete, die sich

im Asylprüfungsverfahren befinden, mit sofortigerWirkung ein oder beide Elternteile nachholen dürfen. Zudem soll die

Grundsatzentscheidung des EuGHs von 2018 im gesamten EU-Gebiet 1:1 umgesetzt werden. Demnach dürfen unbeglei-

tete Geflüchtete ihre Eltern bei einem positiven Asylbescheid nachholen. Dies gilt auch dann, wenn Sie während ihres

Asylverfahrens 18 Jahre alt werden. Dieses Urteil wird bei weitem (z.T. nicht mal in Deutschland) umgesetzt.

 

Die Vorschläge der EU-Kommission für ein Migrations- und Asylpaket lehnen wir ab.

Überweisen an

Bundesparteitag 2021
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